

[image: cover]




Vorwort


Dieses Buch widme ich meiner über alles geliebten Frau, die durch die anonymisierte Veröffentlichung erlaubt hat, auch anderen schwer kranken Betroffenen zu helfen.


Ich danke dir für deine Hilfe, deinen Glauben und deine Stärke, die du jeden Tag auf´s neue zeigst =)


Ich danke dir für deinen Glauben an mich und uns.


Ich liebe und verehre dich.


Darüber hinaus bedanke ich mich für die


Unterstützung bei Franziska Ehrenberg.




I.1 Einführung des Rechtgutes Cannabis


Die Einführung des Rechtgutes "Cannabis" wurde mit der Abstimmung und Diskussion des Bundestages über die BT Drucksache 18/10902 Seite 11, dass auch im BGBL veröffentlicht wird, einstimmig beschlossen.


(Quelle: Pressemitteilung Nr. 2 vom 19.01.2017, des Bundesministeriums für Gesundheit)


Hier wurde § 31 SGB V geändert, in dem es Absatz 6 einfügte.




wörtlich heißt es hier:


"(6) Versicherte mit einer schwerwiegenden Erkrankung haben Anspruch auf Versorgung mit Cannabis in Form von getrockneten Blüten oder Extrakten in standardisierter Qualität und auf Versorgung mit Arzneimitteln mit den Wirkstoffen Dronabinol oder Nabilon, wenn


1. eine allgemein anerkannte, dem medizinischen Standard entsprechende Leistung


a) nicht zur Verfügung steht oder


b) im Einzelfall nach der begründeten Einschätzung der behandelnden Vertragsärztin oder des behandelnden Vertragsarztes unter Abwägung der zu erwartenden Nebenwirkungen und unter Berücksichtigung des Krankheitszustandes der oder des Versicherten nicht zur Anwendung kommen kann,


2. eine nicht ganz entfernt liegende Aussicht auf eine spürbare positive Einwirkung auf den Krankheitsverlauf oder auf schwerwiegende Symptome besteht.





Daraus ergibt sich, dass schwerkranke Menschen nun einen Rechtsanspruch auf die Kostenübernahme von Cannabis zur Behandlung/ Linderung schwerer Erkrankungen oder daraus resultierender schwerer Symptome haben.


Ergänzend wurde unter Einschub des § 31 Absatz 6 Nr. 1b die Stellung des Vertragsarztes gestärkt.


Demnach ist die Abwägung, ob ein Medikament zur Behandlung mehr oder weniger geeignet ist, als auch die daraus resultierende Entscheidung des Vertragsarztes in eben jener Hoheitsgewalt.


Dies ist zum einen der Ausdruck des Grundgesetzes, wonach Wissenschaft und Forschung „freie Berufe“ sind.


Diese Hoheitsgewalt des Vertragsarztes ergibt sich aus Art. 12 Absatz 1 Satz 1 GG, i.V.m. Artikel 5 Absatz 3 des Grundgesetzes dessen Ausläufer § 1 Abs. 2 BÄO ist.


Der Gesetzgeber verankerte weiter in § 31 Abs. 6 SGB V, dass die Krankenkassen nur in begründeten Einzelfällen die Kostenübernahme ablehnen dürfen.


Zu dem besagten Einzelfall gehe ich etwas näher in der Kategorie Urteilssprüche ein.




I.1.2 Definition einer schweren


Erkrankung oder schwerer Symptome


Nach laufender Rechtsprechung liegt eine schwere Erkrankung immer dann vor, wenn es sich um eine chronische, nicht heilbare Erkrankung handelt, die progredient, das heißt fortschreitend ist und die einen fortlaufenden Therapiebedarf zur Folge hat und die unter anderem Einfluss auf folgende
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